Satzung fur die dezentralen Frauenbeauftragten
an der Justus-Liebig-Universitat Giel3en

"Prdambel”

Die Frauenbeauftragten wirken auf die Herstellung der verfassungsrechtlich gebotenen
Gleichstellung von Frauen und Mannern hin.

Sie arbeiten auf der Grundlage des Hessischen Gleichberechtigungsgesetzes (HGIG).

I. Bestellung von dezentralen Frauenbeauftragten
1. Zur Frauenbeauftragten durfen nur Frauen bestellt werden.

2. Sie missen die zur Erfullung ihrer Aufgaben erforderliche Sachkenntnis und
Zuverlassigkeit besitzen und in einem Beschéftigungsverhaltnis mit der Justus-
Liebig-Universitat Giel3en stehen. Ein Interessenwiderstreit mit ihren sonstigen
dienstlichen Aufgaben ist auszuschliel3en.

3. Die Funktion der dezentralen Frauenbeauftragten und ihrer jeweiligen Vertrete-
rinnen wird von der Leitung der jeweiligen Institution intern ausgeschrieben. Die
Ausschreibung wird in der letzten Sitzung der Wahlperiode des jeweiligen Gre-
miums beschlossen und durch dessen Leitung veranlal3t. Um die Funktion der
dezentralen Frauenbeauftragten und ihrer Vertreterinnen kénnen sich die der
jeweiligen Institution angehorenden Professorinnen, wissenschaftlichen und
nichtwissenschatftlichen Mitarbeiterinnen bewerben.

4. Zur Vorbereitung der Bestellung sollen in der Regel von der Leitung der jeweili-
gen Institution Frauenvollversammlungen durchgefiihrt werden, bei denen die
Bewerberinnen Gelegenheit haben, sich vorzustellen. Auf Vorschlag der Ver-
sammlung bestellt der Fachbereichsrat bzw. das Direktorium des Zentrums die
dezentrale Frauenbeauftragte und deren jeweilige Vertreterinnen fiir deren Be-
stellungsbereich. An Institutionen, an denen Versammlungen nicht einberufen
worden sind, ist die Funktion der dezentralen Frauenbeauftragten und ihrer
Stellvertreterinnen auszuschreiben; fiur die Bestellung gelten die Ziffern I. 5 und
6 entsprechend.

5. Die Bestellung der dezentralen Frauenbeauftragten erfolgt in der konstituieren-
den Sitzung des jeweiligen Gremiums und wird durch dessen Leitung vollzogen.

6. In Bereichen, in denen keine Gremienwahlen stattfinden, ist die Funktion der
dezentralen Frauenbeauftragten in der Vorlesungszeit des Sommersemesters
auszuschreiben. Die Bestellung soll jeweils mit Wirkung zum 01.10. vorgenom-
men werden. Erforderliche Nach- und Ergadnzungswabhlen sind jederzeit moglich.
Fur die Einberufung der Versammlung und die Bestellung der dezentralen Frau-
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enbeauftragten und ihrer Stellvertreterinnen in diesen Bereichen gelten die vor-
stehenden Absatze sinngemals.

Kann der Fachbereichsrat oder das Direktorium dem Vorschlag der Versamm-
lung nicht folgen, ist dies zu begriinden und eine neue Versammlung mit dem
Ziel einzuberufen, einen zustimmungsfahigen Vorschlag vorzulegen.

Bis zur Neubestellung gilt die bisherige dezentrale Frauenbeauftragte als wei-
terhin bestellt.

II. Dauer der Bestellung und Abberufung
Die dezentralen Frauenbeauftragten werden fir je 2 Jahre bestellt.

Sie kdnnen nur wegen grober Vernachlassigung der Pflichten als Frauenbeauf-
tragte oder grober der Befugnisse als Frauenbeauftragte von dieser Funktion
abberufen werden. Allgemeine dienstrechtliche und tarifvertragliche Regelungen
bleiben unberthrt.

Bei einem vorzeitigen Ausscheiden einer dezentralen Frauenbeauftragten findet
fur den Rest der Bestellungszeit eine Neubestellung gemal I. statt.

lll. Aufgaben, Rechte und Pflichten der dezentralen Frauenbeauftragten

Die dezentralen Frauenbeauftragten Giberwachen die Durchfihrung des HGIG
und unterstutzen die Fachbereichs- bzw. Zentrumsleitungen bei der Umsetzung.
Sie sind an den diesbeziiglichen MalRnahmen wie folgt zu beteiligen:

Sie sind an der Aufstellung, Uberwachung und Anderung des Frauenforder-
plans, soweit er Personalstellen in inrem Bestellungsbereich betrifft, zu beteili-
gen.

Bei personellen Malinahmen i. S. von 88 63, 77, 78 HPVG, sozialen Mal3nah-
men i. S. von 8 74 HPVG und organisatorischen Mal3nhahmen i. S. von § 81
HPVG mit Auswirkungen auf Personalstellen in ihren Bestellungsbereichen be-
rat die jeweils zustandige dezentrale Frauenbeauftragte die zentrale Frauenbe-
auftragte.

Die jeweils zustandige dezentrale Frauenbeauftragte ist an Stellenausschrei-
bungen, Auswahlverfahren sowie an Vorstellungsgesprachen fur Personalstel-
len ihres Bestellungsbereiches zu beteiligen.

Dies gilt auch fur Berufungsverfahren.

Die dezentralen Frauenbeauftragten sind an sonstigen Mal3nahmen der Durch-
fuhrung des Frauenférderplans zu beteiligen.

Die Befugnis zur Zustimmungsverweigerung nach 8 8 Abs. 3 HGIG, die Befug-
nis nach 8§ 8 Abs. 4 HGIG, eine Zweitausschreibung zu verlangen, die Zustan-
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digkeit fur Entscheidungen nach 8§ 18 HGIG und die Widerspruchsbefugnis nach
8 19 HGIG verbleiben bei der zentralen Frauenbeauftragten.

Die jewelils zustandige dezentrale Frauenbeauftragte erhalt Informationen Uber
alle Vorgange und auf Verlangen Einsicht in alle Akten, die Malinahmen, an de-
nen sie zu beteiligen ist, betreffen. Bei Personalentscheidungen erhalt sie auf
Verlangen Einsicht in alle Bewerbungsunterlagen einschliel3lich derer von Be-
werberinnen, die nicht in die engere Wahl gezogen wurden.

Die dezentralen Frauenbeauftragen sind bei ihrer Tatigkeit von den Leitungs-
gremien ihrer Institution zu unterstitzen. Dies gilt insbesondere im Hinblick auf:
° das Recht zur Einsichtnahme in den aktuellen Stellenplan des Bestellungsbe-
reiches,

° die rechtzeitige Bekanntgabe aller Berufungs-, Beférderungs- und Einstel-
lungsverfahren,

° die Beteiligung bei der Abfassung von Ausschreibungstexten,

° die Einladung zu Fachbereichsratssitzungen sowie zu allen anderen Gremien,
die dem Bereich angehdoren, fir den die Bestellung ausgesprochen wurde,

° die unaufgeforderte Zuleitung von Protokollen, Vorlagen und ahnlichem aus
den Gremien des Bestellungsbereiches.

Vor einer beabsichtigen MaRnahme ist die jeweils zustandige dezentrale Frau-
enbeauftragte rechtzeitig, mindestens jedoch zwei Wochen vor der Entschei-
dung zu unterrichten und anzuhéren. In dringenden Féllen kann die Frist auf ei-
ne Woche abgekirzt werden. Vor fristlosen Entlassungen und auf3erordentli-
chen Kindigungen betragt die Frist drei Arbeitstage.

Wird die jeweils zustandige dezentrale Frauenbeauftragte nicht rechtzeitig an
einer MalRnahme beteiligt, ist die Entscheidung tber die MalRnahme fiir zwei
Wochen auszusetzen und die Beteiligung nachzuholen. In dringenden Féllen ist
die Frist auf eine Woche, bei aulRerordentlichen Kiindigungen und fristlosen Ent-
lassungen auf drei Arbeitstag zu verkirzen.

Die dezentralen Frauenbeauftragten kbnnen Sprechstunden durchfiuhren und
sollen einmal im Jahr in ihrem Bestellungsbereich eine Versammlung der weibli-
chen Beschaftigten abhalten.

Den dezentralen Frauenbeauftragten ist die notwendige Arbeitsausstattung zur
Verfligung zu stellen.

Die dezentralen Frauenbeauftragten sorgen intern fur die Weitergabe frauen-
spezifischer Informationen. Sie haben die Moéglichkeit, diese an einem zentralen
Ort auszuhéangen (z. B. Info-Brett).

Die dezentralen Frauenbeauftragten legen den Fachbereichs- bzw. Zentrumslei-
tungen ihres Bestellungsbereiches und der zentralen Frauenbeauftragten jahr-
lich einen Bericht Giber die Situation im Bestellungsbereich vor. Dieser Bericht ist
in den Gremien zu beraten.
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Die dezentralen Frauenbeauftragten erftllen ihre Aufgaben in Zusammenarbeit
mit den zentralen Frauenbeauftragten.

Die dezentrale Frauenbeauftragte und ihre Vertreterinnen sind verpflichtet, die
ihnen zur Kenntnis gelangten dienstlichen Angelegenheiten, insbesondere die
personlichen Daten der Beschaftigten, vertraulich zu behandeln. Die Verpflich-
tung ist durch die Leitung der jeweiligen Institution bei der Bestellung vorzuneh-
men, schriftlich festzuhalten und zu den Personalakten zu nehmen.

IV. Dienstliche Stellung der dezentralen Frauenbeauftragten

Die dezentralen Frauenbeauftragten nehmen ihre Aufgaben und Befugnisse als
dienstliche Tatigkeit wahr. Unbeschadet der Befugnisse der zentralen Frauen-
beauftragten sind die dezentralen Frauenbeauftragten dabei fachlich nicht wei-
sungsgebunden. Sie sind im erforderlichen Umfang von den tbrigen dienstli-
chen Aufgaben zu entlasten.

Die dezentralen Frauenbeauftragten dirfen wegen ihrer Tatigkeit nicht benach-
teiligt werden, dies gilt auch fir die berufliche Entwicklung. Sie durfen gegen ih-
ren Willen nur versetzt oder abgeordnet werden, wenn dies aus dringenden
dienstlichen Grinden - auch unter Bertcksichtigung ihrer Funktion als dezentra-
le Frauenbeauftragte - unvermeidbar ist.

V. Ubergangsregelung

Das Verfahren zur Bestellung der dezentralen Frauenbeauftragten wird drei Mo-
nate nach Inkrafttreten dieser Satzung erstmals durch Ausschreibung der Posi-
tion der dezentralen Frauenbeauftragten durch die Leitung der jeweiligen Institu-
tion eingeleitet. Das weitere Verfahren richtet sich nach I. 3.

Mit Inkrafttreten dieser Satzung wird der Beschlul3 des Standigen Ausschusses
Il vom 29.06.1989 in der Form vom 18.02.1990 zur Regelung der Stellung und
Arbeit der Frauenbeauftragten in den Fachbereichen 01 - 19, den wissenschaft-
lichen Zentren der Universitdt und den medizinischen Zentren und vorklinischen
wissenschaftlichen Betriebseinheiten des Fachbereichs 20 aufgehoben.

Die vor Inkrafttreten dieser Satzung bestellten dezentralen Frauenbeauftragten
nehmen ihre Aufgaben bis zur Neubestellung einer dezentralen Frauenbeauf-
tragten wabhr, es sie denn, ihr Beschaftigungsverhaltnis endet zuvor; dies gilt
auch fur die jeweiligen Vertreterinnen.



	IV. Dienstliche Stellung der dezentralen Frauenbeauftragten 
	V. Übergangsregelung 


